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gerade zur Durchsetzung des Ge­
waltverbots die Anwendung von 
Waffengewalt in den zwischen­
staatlichen Beziehungen zu, und 
zwar im Falle der Selbstverteidi­
gung eines Staates gegen einen be­
waffneten Angriff (Art. 51 der 
UNO-Charta), zur Erfüllung inter­
nationaler Verpflichtungen zur kol­
lektiven Abwehr von Aggressionen 
(Kap. VII und VIII der UNO- 
Charta) und in Durchsetzung des 
—* Selbstbestimmungsrechts der Völker 
in nationalen und antikolonialen 
Befreiungskämpfen. Unter diesen 
Bedingungen haben auch heute 
diese v. R. erhebliche Bedeutung. 
Wichtige völkerrechtliche Abkom­
men, in denen bestimmte Regeln 
der Kriegführung festgelegt wur­
den, sind vor allem die Haager Ab­
kommen von 1899 und 1907, das 
Genfer Protokoll vom 17. 6. 1925, 
die Genfer Abkommen von 1949 
über den Schutz der Kriegsopfer, 
die Haager Konvention von 1954 
über den Schutz von Kulturgütern 
im Falle eines bewaffneten Kon­
flikts, die Konvention über das 
Verbot der Entwicklung, Herstel­
lung und Lagerung von bakteriolo­
gischen (biologischen) und Toxin- 
Waffen sowie über ihre Vernich­
tung vom 10. 4. 1972 (in Kraft seit 
26. 3. 1975), die Konvention über 
das Verbot militärischer oder son­
stiger feindseliger Anwendung von 
Mitteln zur Einwirkung auf die 
Umwelt vom 14.5. 1977, die Ergän­
zungsprotokolle zu den Genfer 
Konventionen (12. 8. 1949) vom 
10.6. 1977. Aus diesen Abkommen, 
gewohnheitsrechtlichen Regeln 
und den allgemeinen Prinzipien 
des Völkerrechts ergeben sich z. B. 
das Verbot bestimmter Waffen 
(z. B. sog. Dum-Dum-Geschosse, 
Giftgase, biologische und bakterio­
logische Waffen oder militärische 
Einwirkungen auf Klima u. ä.), das 
Verbot der Bombardierung unver­
teidigter Städte, Dörfer und Bau­
ten, der Vernichtung oder des 
Raubs von Kulturgütern, der Plün­

derung von Städten und Dörfern, 
der Festnahme von Geiseln, der 
Beschlagnahme oder Vernichtung 
feindlichen Eigentums außer im 
Falle militärischer Notwendigkeit, 
der Anwendung der Waffe gegen 
sich ergebende Feinde oder der Er­
klärung, daß niemandem Pardon 
gegeben wird. Während eines mili­
tärischen Konflikts dürfen die 
Kampfhandlungen nur auf dem 
Territorium der kriegführenden 
Parteien einschließlich ihres Luft­
raums und im offenen Meer ge­
führt werden. Das Territorium 
neutraler Staaten sowie neutrale 
Gebiete sind unverletzlich. Die 
Rechte und Pflichten der neutralen 
Staaten sind im V. und im 
XIII. Haager Abkommen von 1907 
enthalten. Die neutralen Staaten 
dürfen sich danach in einen von 
anderen Staaten geführten Krieg 
nicht einmischen und haben sich 
jeder Hilfeleistung an die Krieg- 
führenden zu enthalten. Einen be­
deutenden Beitrag zum weiteren 
Ausbau der völkerrechtlichen Mit­
tel zur Verhinderung der Anwen­
dung moderner Massenvernich­
tungswaffen in militärischen Kon­
flikten stellen die beharrlichen 
Initiativen der sozialistischen Staa­
ten in bezug auf Rüstungsbegren­
zungen und Rüstungsbeschränkun­
gen dar, die diese im Rahmen ihres 
Kampfes für —» Frieden und —* Ab­
rüstung laufend entwickeln. Dabei 
geht es gegenwärtig insbesondere 
um das Verbot der Anwendung so­
wie die Reduzierung und schließli- 
che Liquidierung von Nuklearwaf­
fen, das Verbot und die Vernich­
tung der chemischen Waffen, ein 
Verbot der Entwicklung neuer 
Massenvernichtungswaffen, insbe­
sondere von Neutronenwaffen, 
und um das Verbot der Militarisie­
rung des Weltraums. Die sozialisti­
schen Staaten betrachten derartige 
internationale Abkommen, die nur 
in zähem Kampf gegen die aggres­
sivsten Kräfte des Imperialismus 
erreicht werden können, als


